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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Die damalige schweizerische Flüchtlingspolitik beschäftigte auch Gross (sp, ZH). In einer
einfachen Anfrage und, nach Eingang der Antwort des Bundesrats, in einer ähnlich
lautenden Interpellation, regte er die Erstellung eines Mahnmals an, zum Gedenken an
die Rückweisung der, vor allem jüdischen, Flüchtlinge während des Zweiten Weltkriegs.
Der Bundesrat fand die Idee an sich erwägenswert, befürchtete jedoch, dass eine
Skulptur der Darstellung einer so komplexen Materie wie der schweizerischen
Flüchtlingspolitik während der Bedrohung durch den Nationalsozialismus nicht gerecht
werde und verwies auf die begonnene Offenlegung der diese Zeit betreffenden Akten.
Der Antrag des Interpellanten, den auch die zweite Antwort des Bundesrats
unbefriedigt gelassen hatte, auf Diskussion wurde vom Rat abgelehnt. 1

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 24.03.1995
DIRK STROHMANN

Der Umstand, dass lange Zeit sowohl von den Banken als auch von den Bundesbehörden
die Tragweite der aufgeworfenen Fragen unterschätzt worden war, führte auch zur
Forderung nach Instrumenten zur Früherkennung von Krisen und nach einem
effektiveren Krisenmanagement, als es die siebenköpfige Kollegialregierung zu leisten
imstande ist. Nachdem die Geschäftsprüfungskommissionen beider Räte die Lage
analysiert hatten, beschlossen Bundesrat und Parlament erste diesbezügliche
Massnahmen. 2

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 20.03.1997
HANS HIRTER

Neben dem Umgang der Banken mit den ihnen von Holocaustopfern anvertrauten
Geldern und den Goldgeschäften der Nationalbank gehörte die Flüchtlingspolitik zu
den wichtigsten Streitpunkten in der aktuellen Debatte. Der Bundesrat empfahl im
Januar der Historikerkommission Bergier, die beiden letztgenannten Bereiche prioritär
zu behandeln. Im Rahmen einer breiten Diskussion zur Aufarbeitung der Geschichte im
Nationalrat verlangte de Dardel (sp, GE) mit einer Motion, dass Listen mit den Namen
aller an der Landesgrenze zurückgewiesenen Personen, welche später dem Holocaust
zum Opfer fielen, erstellt und publiziert werden. Nachdem der Bundesrat zugesichert
hatte, dass man daran sei, derartige Datenbanken zu erstellen und diese auch frei
zugänglich gemacht würden, überwies der Rat den Vorstoss in Postulatsform. 3

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 21.03.1997
HANS HIRTER

Der Neuenburger Maurice Bavaud hatte 1938 ein Attentat auf Hitler geplant, das er
allerdings nicht durchführte. Kurz danach wurde er in Deutschland verhaftet und 1941,
nachdem er seine Anschlagpläne gestanden hatte, hingerichtet. Im Parlament forderte
nun der Sozialdemokrat Rechsteiner (SG) den Bundesrat auf, Bavaud nachträglich als
Helden zu rehabilitieren und das Verhalten der Schweizer Behörden, die sich seiner
Ansicht nach zuwenig für den Angeklagten eingesetzt hatten, zu kritisieren. Der
Bundesrat kam dieser Aufforderung teilweise nach und stellte fest, dass sich die
damaligen Behörden ungenügend für Bavaud eingesetzt hätten, und dass dieser für
seinen „leider vergeblichen“ Versuch, Hitler umzubringen „Anerkennung und einen Platz
in unserem Gedächtnis“ verdiene. 4

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 19.06.1998
HANS HIRTER

Ende Mai veröffentlichte die Kommission Bergier einen Zwischenbericht zum
Goldhandel der Schweiz während des 2. Weltkriegs. Er bestätigte die wichtige Rolle
der Schweizerischen Nationalbank bei den Goldverkäufen Deutschlands, enthielt aber
keine aufsehenerregenden neuen Erkenntnisse. Eine Präzisierung brachte der Bericht
in bezug auf den Umfang der von der Deutschen Reichsbank gekauften Goldbarren, die
nachweislich, aber ohne dass die SNB dies damals erkennen konnte, von Opfern des
Holocaust stammten. Deren Wert betrug 582 000 Fr. In den amerikanischen Medien
löste dieser Bericht kaum ein Echo aus. Aber unter anderem mit Verweis auf diesen
Bericht reichten amerikanische Anwälte beim Bundesbezirksgericht in Washington eine
Sammelklage gegen die Schweizerische Nationalbank ein. Die Nationalbank ihrerseits
stritt die im Bericht erwähnten Handlungen nicht ab, kritisierte jedoch die Bergier-
Kommission, weil sie es unterlassen habe, neben der historischen und politischen

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 26.06.1998
HANS HIRTER
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Analyse auch eine ökonomische vorzunehmen. Diese hätte unter anderem
berücksichtigen müssen, dass der Spielraum der damaligen SNB-Leitung auch durch die
Blockierung ihrer Guthaben in den USA eingeengt worden sei. 5

Die SP nahm diesen Bericht zum Anlass, die Politik der damaligen Nationalbank als
Hehlerei zu bezeichnen. In einer Interpellation forderte ihre Nationalratsfraktion den
Bundesrat auf, ihr in dieser Interpretation zu folgen und sich dafür einzusetzen, dass
die Nationalbank sämtliches damals von der Deutschen Reichsbank gekaufte Gold an
die ursprünglichen Besitzer (das sind vor allem die Nationalbanken der von
Deutschland besetzten Staaten) zurückerstattet. Der Bundesrat lehnte eine solche
Interpretation ab und erklärte einmal mehr, dass alle Forderungen in diesem
Zusammenhang mit dem Washingtoner Abkommen von 1946, bei dem die Alliierten volle
Kenntnis über die Goldtransaktionen verfügt hätten, beglichen worden seien. Mit dem
Argument, das Zustandekommen der Solidaritätsstiftung (siehe unten) nicht gefährden
zu wollen, versorgte die SP ihre Forderung wieder in der Schublade. 6

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 09.10.1998
HANS HIRTER

Dass sich die Aufregung um die Politik der Schweiz im Zweiten Weltkrieg weitgehend
gelegt hat, wurde auch durch die Tatsache illustriert, dass im Parlament weder auf der
Linken noch auf der Rechten Lust vorhanden war, über Interpellationen zu diesem
Thema, die zwar 1998 eingereicht, aber erst im Frühjahr des Berichtsjahres traktandiert
waren, zu diskutieren.
Die Kommission Bergier gab bekannt, dass sie ihren Schlussbericht ab Sommer 2001 in
Etappen publizieren werde. 7

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 23.03.2000
HANS HIRTER

Mit den zahlreichen, 2015 anstehenden historischen Jubiläen – die Schlacht am
Morgarten (1315), die Eroberung des Aargau (1415), Marignano (1515) und der Wiener
Kongress (1715) – wurde die Geschichte der Schweiz mit einiger Wucht Gegenstand
politischer Debatten. Kontrovers wurde die Bedeutung dieser Ereignisse für die
Entstehung der modernen Schweiz diskutiert. Auf nationalkonservativer Seite, vor allem
vertreten durch Exponenten der SVP und sekundiert durch die BaZ und die Weltwoche,
wurde auch in eigens dafür organisierten (Wahl-)Veranstaltungen die mythische
Bedeutung der historischen Ereignisse betont. Morgarten, Marignano und der Wiener
Kongress seien die Wurzeln von Schweizer Neutralität und Unabhängigkeit, die es
deshalb auch heute noch zu bewahren gelte. Einer Entmystifizierung redete hingegen
die Linke das Wort, die den Ursprung des Bundesstaates mit 1848 gleichsetzt und –
wenn schon historisch gefeiert werden solle – moderneren Ereignissen wie etwa dem
siebzigsten Jahrestag des Endes des 2. Weltkrieges gedenken wollte. Auch Historiker
mischten sich in die Debatte ein, wobei die moderne Geschichtswissenschaft
gegenüber der Bedeutung von Einzelereignissen sowie deren Überlieferung eher
skeptisch ist. Objektiv-historisch betrachtet dürften die Jubiläums-Ereignisse –
insbesondere die beiden Schlachten – wohl nicht die geschichtlichen Wendepunkte der
Eidgenossenschaft darstellen. Sie können jedoch als zentrale Elemente der
Erinnerungskultur und der nationalen Identität betrachtet werden. 
Im Rahmen einer durch eine Interpellation Stöckli (sp, BE) angeregte ständerätlichen
Debatte zum Thema schaltete sich auch Bundesrat Alain Berset in die Diskussion ein. Er
störte sich an der Art und Weise der Debatte, die, statt befruchtend zu wirken, eher zu
einer unnötigen Spaltung in zwei sich konkurrierende Schweizen führe. Der
Kulturminister gab zu bedenken, dass alle Erzählungen zu einer grossen gemeinsamen
Geschichte gehörten. Man müsse sich aber stets bewusst sein, dass sich ein
Geschichtsbild entwickle und dessen Interpretation Veränderungen unterworfen sei. Er
rief deshalb zu mehr Zurückhaltung und Bescheidenheit auf. 
Auch wenn die SVP die Jubiläen in ihren Wahlkampf einbaute und versuchte, ihr
Narrativ des Abwehrkampfes eines kleinen Landes gegen fremde Übermächte zu
instrumentalisieren, und auch wenn sich einzelne Historiker – allen voran Thomas
Maissen – gegen diese Deutung auflehnten – eine wirklich breite öffentliche Debatte
entwickelte sich kaum. Der Streit zwischen Mythos und Wahrheit blieb auf Elitenebene.
Das öffentliche Interesse am Thema verflachte dagegen relativ schnell. 8

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 17.03.2015
MARC BÜHLMANN
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Staatsjubiläen

In Beantwortung einer Interpellation Iten (fdp, ZG) zu den Vorbereitungsarbeiten der
150-Jahr-Feier des Bundesstaates antwortete Bundesrätin Dreifuss, dass erste
Projektskizzen im Bundesamt für Kultur ausgearbeitet würden. Es stünde auch schon
fest, dass das Landesmuseum, welches im Jubiläumsjahr nicht nur sein 100jähriges
Bestehen, sondern auch die Eröffnung des Westschweizer Ablegers in Prangins (VD)
feiern kann, in die Feierlichkeiten einbezogen wird. Ständerat Iten unterstrich in seiner
Begründung, dass das Jubiläumsjahr 1998 zum Gedenken an die Bundesstaatsgründung
vor 150 Jahren sowie als Markstein des Endes der Alten Eidgenossenschaft 1798
respektive des Beginns der Helvetik vor 200 Jahren einen historischen Rückhalt für die
gesamte Eidgenossenschaft darstellt, im Gegensatz zum 700-Jahr-Jubiläum im Jahre
1991. 9

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 06.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Steffen (sd, ZH) wollte von Bundesrätin Dreifuss in einer parlamentarischen Anfrage
wissen, ob des Westfälischen Friedens von 1648 aus integrationspolitischen Gründen
nicht gedacht werde bzw. welche Gründe zum Ausschluss dieses Datums geführt
hätten. Die Vorsteherin des EDI beantwortete die erste Frage mit einem klaren Nein.
Die Ereignisse von 1648 beträfen die Alte Eidgenossenschaft und nicht den modernen
Bundesstaat, der im Zentrum der Feiern von 1998 stehe. Der Bundesrat, so Dreifuss,
habe das thematisch ohnehin schon reich befrachtete Jubiläum nicht noch mit einem
zusätzlichen Thema und einer weiteren Geschichtsepoche belasten wollen. 10

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 13.03.1995
DIRK STROHMANN

Trotz mehrerer Vorstösse aus unterschiedlichen politischen Lagern (Bonny, fdp, BE;
Hollenstein, gp, SG; Leemann, sp, ZH; Stamm, cvp, LU; Zisyadis, pda, VD), in denen der
Bundesrat zu einem grösseren Engagement hinsichtlich des Gedenkens an das Ende
des Zweiten Weltkriegs am 8. Mai 1945 aufgefordert worden war, wollte sich die
Landesregierung zunächst auf eine Ansprache in den elektronischen Medien
beschränken. Gemäss Bundespräsident Villiger sah der Bundesrat keine Veranlassung,
selber Feierlichkeiten zu organisieren, da die Schweiz weder Kriegspartei noch
Siegermacht gewesen sei. Erst ein von Judith Stamm (cvp, LU) und Gross (sp, ZH)
gemeinsam vorgebrachter und von 120 Mitgliedern des Nationalrats unterzeichneter
Vorstoss, worin eine eintägige Sondersession des Parlaments gefordert wurde,
veranlasste den Bundesrat zu einem Kurswechsel, indem er das Angebot annahm, an
der von der Christlich-jüdischen Arbeitsgemeinschaft für Sonntag, den 7. Mai
organisierten, von den Landeskirchen und dem Schweizerischen-Israelitischen
Gemeindebund mitgetragenen überkonfessionellen Feier im Berner Münster
teilzunehmen. Parlament und Regierung - mit Ausnahme von Bundesrätin Dreifuss,
welche die Regierung an der Glarner Landsgemeinde vertrat - versammelten sich
ausserdem gleichentags zu einer Gedenkstunde im Bundeshaus. 11

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 08.05.1995
DIRK STROHMANN

Stimmung in der Bevölkerung

Auf die zum Teil sehr aggressiv vorgebrachten Beschuldigungen und Forderungen von
Repräsentanten internationaler jüdischer Organisationen reagierten einige Personen
mit anonymen Schmähbriefen und Drohungen an schweizerische jüdische
Organisationen und Persönlichkeiten sowie mit verbal oder in Leserbriefen geäusserten
antisemitischen Stereotypen. Von der SP-Fraktion und von Nationalrat Suter (fdp, BE)
mit Interpellationen zu einer Stellungnahme aufgefordert, verurteilte der Bundesrat
derartige Aktivitäten und Pauschalurteile und betonte, dass er sich dafür einsetze,
Rassismus, Antisemitismus und andere diskriminierende Haltungen gegen Minderheiten
an der Wurzel zu bekämpfen. Die Eidgenössische Kommission gegen Rassismus
lancierte im Sommer eine breite Inserat- und Plakataktion gegen rassistische und
antisemitische Vorurteile und Diskriminierungen. 12

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 18.03.1997
HANS HIRTER
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Schweizer Heldengeschichten und was dahinter steckt. ; Lit. Meier (2015): Von Morgarten bis Marignano Was wir über die
Entstehung der Eidgenossenschaft wissen.; Lit. Somm (2014): Marignano. Die Geschichte einer Niederlage.; Lit. Tanner
(2015): Geschichte der Schweiz im 20. Jahrhundert.; BaZ, 2.1.15; NZZ, 3.1.15; WW, 8.1.15; Blick, 23.2., 17.3.15; Blick, TA, 18.3.15;
WW, 19.3.15; BZ, TA, 21.3.15; SO, SoZ, 22.3.15; AZ, 23.3.15; TA, 28.3.15; SO, 29.3.15; BZ, WW, 2.4.15; Blick, 7.4.15; NZZ, 13.4.15;
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